
Von Christoph Slangen

Berlin. Heinz Busch�
kowsky (SPD) ist Bür�
germeister von Neu�
kölln, einem für seinen
hohen Migrantenan�
teil bekannten Pro�
blembezirk Berlins (Fo�
to: dpa).

> Kann ein Integrationsgipfel im Kanz�
leramt Probleme vor Ort lösen?

Solche Gipfel sind immer konsensual an�
gelegt. Und damit zumeist auch ohne all�
tagstaugliche, konkrete Ergebnisse. Wir
brauchen klare Zielmarken für ein schlüs�
siges Zuwanderungskonzept.

> Die Bundesregierung will 400 Millio�
nen Euro für die Sprachförderung in
Kitas ausgeben. Ein guter Anfang?

Das ist der Schlüsselstein im Puzzle. Oh�

ne Sprache geht gar nichts. Wir müssen
die Kinder in den bildungsfernen Milieus
erreichen, wo Erziehungskompetenzen
fehlen, nicht gespielt und nicht vorgelesen
wird und der Tagesablauf vom Fernseh�
programm des Heimatsenders geprägt ist.

> Brauchen wir eine Kita�Pflicht?
Die wird kommen, so sicher wie das
Amen in der Kirche. Ich bin dafür, mit
verbindlicher Vorschulerziehung so früh
wie möglich zu beginnen. Kita�Pflicht
heißt hier nicht, Pädagogisieren von mor�
gens bis abends. Das kann zwei bis drei
Mal die Woche für vier Stunden sein. Das
ist weder Bevormundung der Eltern noch
sozialistische Einheitserziehung oder gar
ein Verfassungsbruch.

> Ab dem Jahr 2013 will die Regierung
ein Betreuungsgeld zahlen.

Das ist eine politische Missgeburt aus der
Mottenkiste. Wir müssen die Kinder aus

den Milieus herausholen statt Prämien für
ihr Daheimbleiben zu zahlen.

> Sind Sie in der SPD in Sachen Integra�
tion immer noch ein Außenseiter?

Früher war es einigen fast peinlich, mit
mir gesehen zu werden. Heute ist es zumin�
dest nicht mehr ehrenrührig, meine Posi�
tionen zu teilen.

> Ihr Parteifreund Thilo Sarrazin soll
aus der SPD ausgeschlossen werden.

Eine freie Gesellschaft ist die Gemein�
schaft freier Menschen. Die Freiheit des
Einzelnen ist die Freiheit des Geistes.
Man kann nicht den Zeichner von Karika�
turen ehren und den Verfasser von The�
sen in Acht und Bann schlagen, so lästig
und falsch sie auch sein mögen. Das The�
ma totschweigen, indem man Sarrazin
einfach entsorgt, bereitet mir Bauch�
schmerzen. Das wird nicht klappen, und
es wird der SPD schaden.

> Wie hoch ist der Anteil der Zuwande�
rer, die sich nicht integrieren wollen?

Nach meiner Einschätzung stehen circa
20 bis 30 Prozent insbesondere der musli�
mischen Migrantenfamilien in einer inne�
ren Distanz zu dieser Gesellschaft. Die
Zahl derjenigen, die wirklich nur ihr eige�
nes Ding machen wollen, also der echten
Integrationsverweigerer, schätze ich auf
die Hälfte dieser Zahl.

> Wie ist damit umzugehen?
Wir müssen unsere Werte selbstbewusst
vertreten und dort, wo sie nicht zur Dispo�
sition stehen dürfen, auch ordnungspoli�
tisch durchsetzen. Den Schulbesuch und
das Kindeswohl muss man im Zweifels�
fall erzwingen. Aber es gibt auch eine Frei�
heit, eigene Lebensregeln zu bestimmen.
Es muss zum Beispiel jedem überlassen
bleiben, was er isst, wie er sich anzieht,
welches Buch er liest oder ob er fünf Mal
am Tag oder gar nicht betet.

„Die Kita-Pflicht wird kommen – so sicher wie das Amen“
Heinz Buschkowksy, Bürgermeister von Neukölln, im RNZ-Interview – Umgang mit Sarrazin „wird der SPD schaden“

Hannover. Alle elf für das Zwischenlager Gorleben bestimmten Cas-
tor-Behälter haben die französische Wiederaufarbeitungsanlage La
Hague bereits verlassen. Der Atommüllzug soll am Freitagabend in
Valognes seine Reise in das rund 1000 Kilometer entfernte Dannen-

berg antreten – die Route führt u.a. durch die Pfalz. Unterdessen kün-
digte die Polizei in Lüneburg ein hartes Durchgreifen gegen Castor-
Blockierer an. Lüneburgs Polizeipräsident Friedrich Niehörster zeigt
hier Fotos von Blockadeaktionen, die kürzlich stattfanden. Foto: dpa

Von Daniel Bräuer

Heidelberg. Rund 1,4 Millionen Menschen
sind seit 1992 mit einem eigenen Fachkräf�
te�Visum in die USA eingereist; gut die
Hälfte ging die IT�Branche, die meisten
von ihnen Inder. „Das H�1B�Visum ist ein
sehr erfolgreiches System“, sagt Kishore
Pinpati. Der gebürtige Inder hat für seine
Master�Arbeit am Heidelberg Center for
American Studies die Geschichte und Wir�
kung von H�1B erforscht.

Der scharfe Widerstand der Gewerk�
schaften, so Pinpati, war demnach unbe�
gründet. So zog jede IT�Fachkraft über sie�
ben neue Stellen in Produktion, Marke�
ting, Vertrieb nach sich. Fünf Millionen
neuer Arbeitsplätze statt Jobverlust.

Das Visum gilt für drei Jahre, ist ein�
mal verlängerbar, Familiennachzug inklu�
sive; danach winkt die berühmte unbefris�
tete „Green Card“. Bedingung für H�1B:
Ein vierjähriger Bachelor�Abschluss, ein
Stellenangebot aus den USA und 50 000
Dollar Gehalt. Die nötigen Englisch�
Kenntnisse – für Inder selbstverständlich.

Dabei entstand H�1B, noch bevor die
IT�Branche zu boomen begann. Senator
Ted Kennedy hatte auf den Spuren seines
Bruders John (Präsident 1961�63) für das
Prinzip geworben: Rein darf, wer ge�
braucht wird. Das Kontingent von 65 000
Visa pro Jahr wurde stets ausgeschöpft, im�
mer schneller, oft binnen weniger Tage.
Das waren die späten Neunziger und der
Internet�Boom. Das Jahr�2000�Problem
zeichnete sich ab und forderte Fachkräfte.
Mehr, als die US�Universitäten hergaben.
Die Obergrenze stieg bis auf 195 000 Visa –
doch prompt brachen die Bewerberzahlen
ein: Die Internetblase platzte, nach 9/11
wurden die Kontrollen verschärft, die glo�
balen Netze erlaubten das Auslagern von
Dienstleistungen zurück nach Asien, ohne
Migration. Inzwischen gilt wieder die alte
Zahl, auch wenn Google oder Microsoft
für eine Erhöhung werben.

H�1B ist so erfolgreich, weil es so ein�
fach ist, meint Pinpati. Ganz anders die
Schröder’sche „Green�Card“. Er selbst
setzte im Jahr 2000 große Hoffnungen in

das Projekt. Bis er merkte: Für kleine Un�
ternehmen wie seines war der Aufwand
viel zu groß. Und auch wenn er heute in
seiner Heimat von Deutschland erzählt,
hört er: „Da weiß ich nicht, was mich er�
wartet.“ Dabei könnte das Land viel offen�
siver mit seinen Vorzügen werben – vom
längeren Urlaub bis zur kürzeren Flugzeit
heim nach Indien. Fehlt nur die klare Li�
nie in der Integrationspolitik.

„Viele meiner Freunde sind mit H�1B
nach Amerika gegangen“, sagt Pinpati.
Er selbst hat das nie versucht: 1994, nach
seinem Abschluss in Bangalore, wollte er
in Europa weiterstudieren. Er kam aus
Sprachgründen an die Schiller Internatio�
nal University. Und am Neckar blieb er.
„Ich hab mein Herz in Heidelberg verlo�
ren“, lacht er. „So einfach ist das.“

Brüssel. (dpa) In der Atompolitik gerät
die Bundesregierung unter Zugzwang:
Deutschland und die anderen EU�Län�
der sollen spätestens bis 2015 konkrete
Pläne für die Entsorgung von Atommüll
vorlegen. Das sieht ein Vorschlag der
EU�Kommission vor, den EU�Energie�
kommissar Günther Oettinger am Mitt�
woch in Brüssel vorstellte. Er will die
Länder zum Bau von atomaren Endla�
gern verpflichten. Andernfalls könnte
Brüssel rechtlich gegen sie vorgehen. Die
Standortfrage – wie das mögliche Endla�
ger im niedersächsischen Gorleben –
bleibt aber eine nationale Frage.

Den Export von Atommüll in außereu�
ropäische Länder will Brüssel verbieten.
„Die billige Lösung kommt für uns nicht
in Frage“, sagte Oettinger. Vor allem ost�
europäische Länder hatten jahrelang ra�
dioaktiven Müll nach Russland gebracht,
wo die Sicherheitsstandards niedrig sind.
Mehrere EU�Länder könnten aber ein ge�
meinsames Endlager nutzen.

Von Takis Tsafos

Athen. Selbst alte, überzeugte Anarchis�
ten haben Angst. Angst vor dieser neuen
Generation, diesem allzu radikalen Teil
der unzufriedenen griechischen Jugend,
der seit zwei Jahren immer härter und
rücksichtsloser agiert. „Diese jungen Leu�
te haben das Vertrauen in die Politik verlo�
ren und haben eine ungeheure Wut auf
das System“, sagt einer, der sich auskennt,
der seit Jahrzehnten in der Szene in Athen
bekannt ist. Seinen Namen aber will er
nicht genannt wissen.

Die erste große Gewaltwelle erschüt�
terte das Land, nachdem im Dezember
2008 ein Polizist einen 15�Jährigen ge�
zielt erschossen hatte. Wochenlang zer�
störten Vermummte daraufhin Geschäfte
und Banken in Athen. Es war ein Fanal.
Seither greifen immer mehr radikalisier�
te Griechen zur Waffe oder zur Bombe.

Im Januar 2009 wurde ein Polizist von
schwer bewaffneten Extremisten ange�
griffen und lebensgefährlich verletzt, im
Juni 2009 wurde ein Polizist ermordet. Es
folgten mehrere Bombenanschläge auf Po�
lizeistationen, einen Polizeibus, Banken
und staatliche Einrichtungen. Am 27. De�
zember 2009 richtete eine Bombe schwe�
re Schäden am Gebäude einer Versiche�
rung an. Im Juni dieses Jahres schließlich
detonierte eine Briefbombe in den Hän�
den eines Sekretärs des griechischen Mi�
nisters für Öffentliche Ordnung. Der
Mann kam ums Leben.

Aber erst seitdem in den vergangenen
Tagen mehrere Briefbomben an ausländi�
sche Botschaften in Athen verschickt wur�
den, seitdem eine Paketbombe im Berliner
Kanzleramt eintraf, eine weitere in Bolog�
na entschärft wurde, blickt die Welt auf
Griechenland. Wer sind diese Terroristen,
die die Regierungen in Europa in Alarmbe�

reitschaft versetzen? Die griechischen Ex�
perten sind sich weitgehend einig: Eine ho�
mogene linksextremistische Szene gibt es
nicht. Auf der einen Seite sorgen Jugendli�
che für Aufruhr, die in dem krisengeschüt�
telten Land keinerlei Zukunftsperspekti�
ve sehen. Hinzu kommen Sprösslinge rei�
cher Familien. In diesem See der Unzufrie�
denheit angeln verschiedene Untergrund�
organisationen.

„Der Sprung von der Straße und dem
Molotow�Cocktail zur Bombe und dem
Gewehr ist dann leicht“, sagt der alte
Anarchist. Verantwortlich für alles
Schlechte und Böse sei in den Augen die�
ser jungen Leute das kapitalistische Sys�
tem Griechenlands und der EU.

Die Terrorgruppierungen tragen revo�
lutionäre Namen wie „Volksaktion“ oder
eben „Verschwörung der Zellen vom Feu�
er“. Dieser Gruppe ist es in den vergange�
nen Tagen gelungen, sich mit der Versen�

dung von Paketbomben ein Riesenloch
im Sicherheitssystem der Kurierdienste
zunutze zu machen. In den meisten Fäl�
len verlangt der Kurierdienst nur, dass
man den Empfänger und den Absender
aufschreibt und eine Telefonnummer hin�
terlässt. Ausweiskontrolle? Fehlanzeige.
Auch den Inhalt überprüft niemand.

„Ich muss sagen, sie sind sehr klug. Sie
haben weltweit Schlagzeilen gemacht und
hoffen, Gleichgesinnte in Europa zu mobi�
lisieren“, sagte die griechische Terrorex�
pertin Mairy Bossi. Autonome Gruppie�
rungen zahlreicher EU�Staaten sollen seit
Jahren miteinander vernetzt sein.

In ihren Bekennerschreiben bezeich�
net sich die Gruppe als „Stadtguerilla“.
Sie will den Sturz des Systems durch Ter�
ror und Chaos erzwingen. „Die Demokra�
tie wird nicht siegen,“ heißt es. Diese Hy�
bris wundert wenig, glauben die Jugendli�
chen doch, das System sei am Ende.

Kishore Pinpati, 38, unterstützt mit seiner Firma in Heidelberg junge IT-Unternehmen und
forscht zeitgleich über die Einwanderungspolitik der USA. Foto: Sven Hoppe

Berlin. (her) Da staunten die Mitarbeiter
der Poststelle und die Beamten des Bun�
deskriminalamtes nicht schlecht. Ges�
tern morgen schauten plötzlich die Kanz�
lerin und ihr Kanzleramtsminister vor�
bei, um ihnen persönlich zu danken. An�
gela Merkel lobte die „Wachsamkeit, Um�
sicht und Professionalität“, mit der sie
am Dienstag nach dem Fund der Paket�
bombe gehandelt und womöglich eine Ka�
tastrophe verhindert hatten.

Aufatmen im Kanzleramt, Erleichte�
rung auch bei den Regierungsmitgliedern
am Kabinettstisch, dass man in der Regie�
rungszentrale noch einmal mit dem
Schrecken davongekommen ist und das
mit Sprengstoff gefüllte, an Merkel adres�
sierte Paket noch abgefangen und ent�
schärft werden konnte.

Doch der Fall wirft Fragen auf. Nach
Medienberichten wurde die Postsendung
zweimal ergebnislos „durchleuchtet“,
erst beim Transport durch den Zustell�
dienst UPS von Athen über den Flugha�
fen Köln/Bonn, schließlich noch einmal
in Berlin�Schönefeld. Dabei hätten die
Zündtechnik eigentlich leicht erkennbar
sein müssen, vermuten Ermittler.

Istanbul/Berlin. (dpa) Das SPD�Aus�
schlussverfahren gegen den früheren Ber�
liner Finanzsenator und Bundesbank�
Vorstand Thilo Sarrazin wird nach Ein�
schätzung von Parteichef Sigmar Gabriel
„mindestens ein Jahr“ dauern. „Das deut�
sche Parteienrecht will keine Säube�
rung“, sagte Gabriel am Mittwoch zum
Abschluss seines Türkei�Besuchs in Istan�
bul. Bei seinen Gesprächen mit türki�
schen Politikern hätten die Thesen Sarra�
zins keine große Rolle gespielt. Aller�
dings sei er von Schülern eines deutsch�
sprachigen Gymnasiums in Istanbul da�
rauf angesprochen worden. Denen habe
er gesagt, dass er Sarrazin aus der Partei
„rausschmeißen“ wolle. „Nie wieder wer�
den wir soziale Fragen und genetische
Fragen verknüpfen“, betonte der SPD�
Vorsitzende mit Blick auf die deutsche
Geschichte. Allerdings habe die SPD Pro�
bleme mit der Integration ausgeblendet,
„aus Angst, in der ausländerfeindlichen
Ecke zu laden“. Die SPD eröffnete am
Mittwoch offiziell das Ausschlussverfah�
ren gegen den 65�jährigen Sarrazin. An�
träge stellten der Bundesvorstand und
der Berliner Landesverband.

Berlin. (AFP) Nur ein gutes Zehntel der
Studenten in Deutschland hat einen Mi�
grationshintergrund. Ihr Anteil liegt bei
elf Prozent, wie das Deutsche Studenten�
werk am Mittwoch unter Berufung auf ei�
ne repräsentative Befragung in Berlin
mitteilte. Die absolute Zahl der Studen�
ten mit Migrationshintergrund liegt bei
174 000. 94 Prozent von ihnen studieren
in den alten Bundesländern.

Der Studie zufolge können die Studen�
ten mit Migrationshintergrund in vier
Gruppen eingeteilt werden: Vier Prozent
aller Studenten in Deutschland sind Ein�
gebürgerte vor allem aus Russland, Po�
len, der Türkei und Kasachstan. Drei Pro�
zent haben einen ausländischen Eltern�
teil, ein Prozent besitzt eine doppelte
Staatsangehörigkeit. Weitere drei Pro�
zent sind sogenannte Bildungsinländer,
also Studierende ohne Pass, die hier je�
doch ihre Hochschulreife erwarben.

Oettinger macht
Druck für Endlager

Polizei will gegen Castor-Gegner hart vorgehen

Generation Terror
In Griechenland üben frustrierte Jugendliche gezielt Gewalt gegen Repräsentanten des Staates aus – Jetzt schicken sie Bomben nach Europa

„Deutschland muss klar sagen,
was es Hochqualifizierten bietet“

IT-Spezialist: Die USA machen es mit dem Fachkräfte-Visum vor

Merkel bedankt
sich bei Poststelle

Nach Paketbomben-Fund

Rauswurf dauert
ein Jahr

SPD eröffnet Sarrazin-Verfahren

Nur elf Prozent
Migranten an Unis
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